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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


c No. 2. 


— N 


(Nr. 2132.) Verordnung wegen Beſtrafung der Beſchädiger der Eiſenbahn-Anlagen. Vom 
30. November 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. ö 7 


finden Uns bewogen, zum Schutze des Verkehrs auf den Eiſenbahnen fuͤr den 
ganzen Umfang der Monarchie, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums 
und nach erfordertem Gutachten einer von Uns aus Mitgliedern des Staats⸗ 
Raths ernannten Kommiſſion zu verordnen, was folgt: 


l 
Wer vorſaͤtzlich an Eiſenbahn⸗Anlagen, an deren Transportmitteln oder 
ſonſtigem Zubehoͤr ſolche Ae veruͤbt oder auf der Fahrbahn in ir⸗ 
gend einer Weiſe, durch Aufftellen, Hinlegen oder Hinwerfen von Gegenſtaͤn⸗ 
den, durch Verruͤckung der Schienen u. ſ. w., ſolche Hinderniſſe bereitet, durch 
welche der Transport auf dieſen Bahnen in Sen geſetzt wird, hat Straf⸗ 
Arbeit oder Zuchthausſtrafe von Einem bis zu zehn Jahren verwirkt. 


5. 2. 
ft in Folge einer ſolchen Handlung (F. 1.) ein Menſch am Körper oder 
an der Geſundheit erheblich beſchaͤdigt worden, ſo tritt vier⸗ bis zwanzigjaͤhrige 
und wenn ein Menſch das Leben verloren hat, zehnjaͤhrige bis lebenswierige 
Guchrhausſtrafe ein. Iſt die Toͤdtung beabſichtigt worden, fo finden die Straf: 
eſetze gegen den Mord Anwendung. 


. 3. 


Die Strafe ($$. 1. und 2.) iſt bei deren Gen beſonders zu ſtei⸗ 
zern, wenn der Thaͤter die Hervorbringung einer Gefahr für die Transporte 
beabſichtigt hat. 

ö §. 4. 


„. Wer fahrlaͤſſigerweiſe durch Handlungen der im $. 1. bezeichneten Art 
die Transporte au Eiſenbahnen in Gefahr ſetzt, ſoll A, dreimonatlicher bis 
Jahrgang 1841. (Nr. 2132.) 2 zwei⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin am 6. Februar 1841.) 
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zweijaͤhriger, und wenn dadurch ein Menſch am Koͤrper oder an der Geſund⸗ 
heit erheblich beſchaͤdigt oder gar getoͤdtet worden iſt, mit zwei⸗ bis vierjähriger 
Gefaͤngnißſtrafe oder Strafarbeit belegt werden. 


F. 5. 

Dieſe Strafen ($. 4.) finden auch auf die zur Leitung der Eiſenbahn⸗ 
Fahrten und zur Aufſicht uͤber die Bahn und den ransportbetrieb angeſtellten 
Perſonen und zwar auch alsdann Anwendung, wenn ſie durch Vernachlaͤſſigung 
der ihnen obliegenden Pflichten einen Transport in Gefahr ſetzen. 


b. 6. 


Eiſenbahn-Offtzianten ($. 5.), welche ſich eines der in dieſer Verordnung 
bezeichneten Verbrechen ſchuldig machen, ſollen, außer der verwirkten Strafe, 
zugleich ihrer Anſtellung fuͤr verluſtig und zu jeder ferneren Anſtellung bei einer 
Eiſenbahn oder dem Transportbetriebe auf derſelben für unfähig erklaͤrt werden. 


9. 7. 


Die Vorſteher der Eiſenbahn- oder Transport-Unternehmung, welche die 
Entfernung des verurtheilten Offizianten (C. 6.) nach der Mittheilung des Er⸗ 
kenntniſſes nicht gleich bewirken, haben eine Geldbuße von Zehn bis inhundert 
Thalern verwirkt. Gleiche Strafe trifft den für unfähig erklärten Dffisianten, 
wenn er fih nachher bei einer Eiſenbahn oder dem Transportbetriebe auf der⸗ 
ſelben wieder anſtellen läßt, fo wie diejenigen, welche ihn wieder angeſtellt haben, 
obwohl denſelben ſeine Unfähigkeit bekannt war. 

f Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 8 


Gegeben Charlottenburg, den 30. November 1840. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 
Beglaubigt: 
v. Duͤesberg. 


(Nr. 2133.) 


b 
(Nr. 2133.) Verordnung, betreffend die Anwendbarkeit der Principia regulativa vom 30. Juli 
1736. und der ſpäter ergangenen, dieſelben abändernden und ergänzenden 


Beſtimmungen wegen Einrichtung der Landſchulen Königlichen Patronats 
in der Provinz Preußen. Vom 30. November 1840. 


Wu Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
Zur Beſeitigung der uͤber die fortdauernde Guͤltigkeit der unter dem Na⸗ 


men: Principia regulativa oder General⸗Schulenplan, nach welchem das Land⸗ 
Schulweſen im Koͤnigreiche Preußen eingerichtet werden ſoll, unterm 30. Juli 
er erlaffenen, den 1. Auguft 1736. landesherrlich beftätigten und durch das 
f otififationspatent vom 28. September 1772. auch in Weſtpreußen eingefuͤhr⸗ 
en Verordnung und der ſpaͤter ergangenen, dieſelbe beziehungsweiſe abaͤndern⸗ 
den und ergaͤnzenden Vorſchriften, namentlich des Reſkripts vom 29. Oktober 
1741. und des Reglements vom 2. Januar 1743. entſtandenen Zweifel ſetzen 
Wir, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, hierdurch Folgendes feſt: 


. 
Bei denjenigen Schulen Königlihen Patrongts, welche ſeit dem Jahre 


1736. unter den in den Regulativprinzipien vorgeſchriebenen Bedingungen ein⸗ 
gerichtet worden ſind, haben erſtere, nach Maßgabe der in den Schuleinrich⸗ 
tungs⸗Protokollen und anderweiten Urkunden getroffenen, Feſtſetzungen, verbin⸗ 


dende Kraft und behalten ſolche fo lung, bis etwa durch die, im Zufage 215. % Fr, 
des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts vom Fahre 1802. verheißene Schulordnung e ee 
eine andere allgemeine Einrichtung für das Landſchülweſen getroffen ſeyn wird. e 7702 


§. f Sad ge, Aid . 


2. 
Hat fih durch Vertrag oder verjährtes Herkommen eine, vom Inhalte 
der gedachten Prinzipien und der dieſelben abaͤndernden und ergänzenden ſpaͤſe ?:: 
ren Beſtimmungen abweichende Norm gebildet, fo hat es dabei fein Bewenden E . 
$. 3. N 24 r bare , 
Bei der Errichtung neuer und der Erweiterung ſchon beſtehender Schunns 
len Koͤniglichen Patronats ſollen, inſofern nicht der Beitritt benachbarter Do⸗ e 
minien und 3 ſondern die wachſende Einwohnerzahl der Schul- 
Gemeine ſelbſt dazu die Veranlaſſung giebt, lediglich die Regulativprinzipien un;?nß2ßhn.Tn 
wendung finden. ae Mor nee 
| $. 4. we 
und J. Zu allen bei Schulen Königlichen Patronats vorkommenden Neubauten 
weit Reparaturen, einſchließlich der im $. 3. gedachten neuen Anlagen oder Er⸗ 
Prinzipien wird das erforderliche Bauholz in dem im $. 2. der Regulativ⸗ 
drei v angegebenen Umfange im Allgemeinen auch ferner aus Unſern For⸗ 


fen fre Derabreipe. Wenn jedoch ein Schulgebäude durch Brand oder an- 
* — 2* 


r e Au KO 


dern 


— 12 — 


dern Zufall untergeht, giebt der Fiskus nur dann das freie Bauholz zu deſſen 
Wiederaufbau ganz oder theilweiſe her, wenn die Schulgemeine nicht ſelbſt eine 
Waldung beſitzt, aus welcher ſolches, bei forſtwirthſchaftlicher Benutzung, ganz 
oder theilweiſe entnommen werden kann. x 


F. 5. 


Wenn Domainen-Einfaffen mit Einſaſſen ſolcher Dörfer, welche Priva⸗ 
ten oder Kommunen gehören, zu einer Schulſozietaͤt verbunden find, gilt die 
Regel, daß die Sozietaͤts⸗ und Patronatslaſten, ſofern nicht durch die Schul⸗ 
Einrichtungs-Protokolle und anderweite Urkunden oder durch verjaͤhrtes Herkom⸗ 
men ($$. 1. und 2.) etwas Anderes feſtgeſtellt iſt, von den verbundenen Einge⸗ 
ſeſſenen und Dominien gemeinſchaftlich getragen werden muͤſſen. 


$. 6. 


Bei der Errichtung neuer, aus den Einſaſſen und Dominien verſchiede⸗ 
ner Ortſchaften beſtehenden Schulgemeinen und der Erweiterung ſchon vorhan⸗ 
dener Schulgemeinen durch den Beitritt der Einſaſſen und Dominien anderer 
Ortſchaften, muß das Beitragsverhaͤltniß der einzelnen Mitglieder zu den Pa⸗ 
tronats- und Sozietaͤtslaſten vorher durch ein Regulativ beſtimmt werden. 


§. 7. 


Die verbundenen Dominien tragen zu den gemeinſchaftlichen Patronats⸗ 
laſten nach der Zahl der Haushaltungen ihrer Hinterſaſſen bei, wogegen ſie die 
Patronatsrechte gemeinſchaftlich ausüben. Die Vertheilung der Sozietätslaften 
iſt nach dem Herkommen zu bewirken. 


Gegeben Charlottenburg, den 30. November 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. v. La denberg. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Rauch. Eichhorn. 


(Fr. 2134.) 
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(Nr. 2134.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 30. November 1840., die Vertretung der Ge⸗ 
meinden im vormaligen Großherzogthum Berg vor Gericht betreffend. 


Au Ihren Bericht vom 30. September d. J. erkläre Ich Mich damit ein- 
verſtanden, daß in den Landestheilen, die zum vormaligen Großherzogthum Berg 
gehoͤrt haben, die Vorſchriften der Bergiſchen Verwaltungsordnung vom 18. 
Dezember 1808., fo lange die durch dieſelbe eingeführte Kommunalverfaſſung 
daſelbſt noch beſteht, auch in Hinſicht aller Angelegenheiten, welche ſich auf die 
Vertretung der Staͤdte und Landgemeinden vor Gericht und auf die Art der 
Ausſtellung ihrer Vollmachten beziehen, Anwendung finden, und auf die abwei⸗ 
chenden Beſtimmungen der allgemeinen Gerichtsordnung, inſonderheit auf die 
K. 4. und 47, des Anhangs und die $$. 40. und 44. Tit. 3. Thl. I. nicht zu⸗ 
ruͤckgegangen werden darf. Demzufolge iſt auch ein Buͤrgermeiſter zur Vertre⸗ 
tung einer einzelnen, zu ſeinem Buͤrgermeiſtereiverbande gehoͤrigen Gemeinde le⸗ 
diglich unter den im Art. 41. und 42. der Verwaltungsordnung vom 18. De⸗ 
zember 1808. vorgeſchriebenen Formen befugt, und bedarf dazu keiner von der 
einzelnen Gemeinde ausgeſtellten Vollmacht. Zugleich e Ich fuͤr den in 
der gedachten Verwaltungsordnung nicht vorgeſehenen Fall, wenn mehrere zu 
einer und derſelben Buͤrgermeiſterei gehoͤrige Gemeinden gegen einander einen 
Prozeß fuͤhren wollen, daß alsdann die Regierung, falls ſie ihre Autoriſation zu 
dem Prozeß ertheilt, aus den meiſtbeſteuerten Mitgliedern jeder der prozeßfuͤh⸗ 
renden Gemeinden fuͤnf Deputirte ernenne, die aus ihrer Mitte den Vertreter 
der Gemeinde vor Gericht zu waͤhlen haben. Dieſe Wahl darf jedoch weder 
den Buͤrgermeiſter, noch deſſen Beigeordnete treffen. Zur Legitimation der Ver⸗ 
treter genuͤgt in einem ſolchen Falle die Verfuͤgung der Regierung uͤber die Er⸗ 
nennung der Deputirten und eine beglaubigte 9 des von letzteren uͤber 
die Wahl des Vertreters e Protokolls. Sie haben dieſen Er⸗ 
laß durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Charlottenburg, den 30. November 1840. 


| Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Muͤhler und v. Roch ow. 


(Fr. 2132135.) (Nr. 2135.) 


— 


(Nr. 2135.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 10. Dezember 1840., betreffend die Gebühren 
a der Rheiniſchen Gerichtsſchreiber und Gerichtsvollzieher in Unterſuchun⸗ 
gen wegen einfachen Holzdiebſtahls und wegen Entwendungen von Wald⸗ 

Produkten. 


Au den Bericht vom 30. Oktober d. J. will Ich geſtatten, daß die Ge⸗ 
richtsſchreiber und Gerichtsvollzieher im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu 
Koͤln, zu ihrer Schadloshaltung wegen der Auslagen bei Wahrnehmung ihres 
Dienſtes in Unterſuchungen wegen einfachen Holzdiebſtahls und wegen Entwen⸗ 
dungen von Waldprodukten, bei denen in Gemaͤßheit der Orders vom 5. Auguſt 
1838. und 4. Mai 1839. das Geſetz vom 7. Juni 1821. zur Anwendung 
kommt, folgende Gebuͤhren in derſelben Weiſe beziehen, welche bei andern Ge⸗ 
bühren in Strafſachen in der Rheinprovinz ſtattfindet, naͤmlich: 


die Gerichtsſchreiber für jedes Blatt einer Ausfertigung 1 Sgr. — Pf. 
für jeden Urtheilsauszuuggg .. n 


die Gerichtsvollzieher fuͤr jede Vorladung oder andere 


uſtellun dd 1 2098 12 

für jede Abſchrift derſelben . . — 3 114 5 
für jedes Blatt mitzutheilender, ſonſtiger Abſchriften 

mit Ausſchluß des erſten Blatt ss. A BR 


Von den Gebuͤhren der Gerichtsvollzieher wird jedoch nur die Haͤlfte 
. aus dem Kriminalfonds entrichtet. Zugleich ſollen die Gerichts⸗ 
Vollzieher befugt ſeyn, nach Maßgabe der Nummern 17. und 18. des fünften 
Abſchnittes der unter dem 9. Juni 1833. genehmigten Gebuͤhrentaxe auch Reiſe⸗ 
koſten in den erwaͤhnten Unterſuchungsſachen in Anſatz zu bringen. Sie haben 
dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 10. Dezember 1840. 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Muͤhler und Grafen v. Alvensleben. 


(Nr. 2136.) 


(Nr. 2136.) Allerhöchſte Kasinetsorder vom 10. Dezember 1840., betreffend die Präſentation 
und die Einlöſung der Breslauer Meß- oder Marktwechſel. 


In Beziehung auf die in Antrag gebrachte und von Mir genehmigte achttaͤgige 
Dauer der Jahrmärkte zu Breslau will Ich unter Aufhebung der . 865 
und 967. Tit. 8. Thl. II. des Allgemeinen Landrechts an die Stelle derſelben 
folgende Beſtimmungen ſetzen: 


$. 865. Wechſel auf Breslauer Meſſen oder Märkten muͤſſen am Srei- 
tage der Meß⸗ oder Marktwoche eingeloͤſt werden. 


$. 967. In Breslau kann die Praͤſentation der Meß⸗ oder Marktwech⸗ 
ſel in der Meß⸗ oder Marktwoche bis zum Freitag Mittag 
um zwoͤlf Uhr erfolgen. 


Das Staatsminiſterium hat dieſe Order durch die Geſe ammlung zur 
Öffentlichen Kenntniß zu bringen. = 5 


Charlottenburg, den 10. Dezember 1840. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Ir. 236-2137.) (Nr. 2187.) 


* 
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(Nr. 2137.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 8. Januar 1841. wegen Aufhebung der Vor⸗ 
ſchrift des §. 435. des Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsordnung. 


Auf Ihren Antrag vom 22. Dezember vorigen Jahres ſetze Ich die, der jetzi⸗ 
gen Einrichtung der Armee nicht entſprechende Vorſchrift, $. 435. des Anhangs 
zur Allgemeinen Gerichtsordnung außer Kraft. Sie haben dieſe Order durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Potsdam, den 8. Januar 1841. 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Muͤhler und General der Infanterie v. Rauch. 


1 


